
Branchenverband kritisiert: «Elternschaft ist keine Krankheit» 
Dass die Mutterschafts- und bald auch die Vaterschaftszeit via Krankentaggeld bezahlt werden sollen, hält der LKV für nicht sinnvoll.  

Taggeldversicherung – für die 
meisten hat dieser Begriff 
wenig mit ihrem Alltag zu tun. 
Firmenchefinnen oder Unter-
nehmer in Liechtenstein wissen 
hingegen genau, worum es 
geht: Die Taggeldversicherung 
ist für Unternehmen im Land 
obligatorisch. Sie müssen sie 
für ihre Arbeitnehmenden ab-
schliessen, um sie gegen den 
Lohnausfall infolge Krankheit 
zu versichern.  

In diesem Zusammenhang 
gibt es in Liechtenstein ein Ku-
riosum: Während die Entschä-
digung, die eine Frau während 
des Mutterschaftsurlaubs er-
hält, in der Schweiz via Er-
werbsersatzordnung abgewi-
ckelt wird, erhält eine frisch ge-
backene Mutter in Liechten - 
stein das Mutterschaftsgeld als 
Taggeld von der Krankenkasse. 
Neu soll auch die zweiwöchige 
Vaterschaftszeit, die im Land 
eingeführt wird, via Taggeld-
versicherung bezahlt werden.  

«Davon raten wir nach wie 
vor eindringlich ab» 
An diesem Umstand stösst sich 
der Liechtensteiner Kranken-
kassenverband (LKV). Die Ab-
wicklung der Mutter- und Va-
terschaftszeit über die Taggeld-
versicherung hält er für keine 
gute Idee, wie es in einer Mittei-
lung vom Montag heisst: «Da-
von raten wir nach wie vor ein-
dringlich ab.» Die Begründung: 

Der Verband hält es für falsch, 
dass Mutter- und Vaterschaft  
in Liechtenstein weiterhin  
«wie eine Krankheit» behan-
delt werden. 

Verband schlägt vor, über 
die FAK zu finanzieren 
Statt einer Auszahlung via 
Krankenkasse schlägt der LKV 
vor, Mutter- und Vaterschafts-
leistungen über die Familien-
ausgleichskasse (FAK) abzuwi-
ckeln – analog zur bezahlten El-
ternzeit, die über die FAK 
finanziert werden soll. Das hat 
laut dem Verband einen ent-
scheidenden Vorteil: Die Ab-
wicklung aller Leistungen, die 
im Zusammenhang mit der El-
ternschaft stehen, würden ver-
einheitlicht. 

Ausserdem habe die Rege-
lung von Mutterschaftsleistun-
gen – sprich die Abwicklung 
über die Taggeldversicherung – 
in der Vergangenheit Nachteile 
mit sich gebracht – für allem für 
kleinere Betriebe. «Eine Mut-
terschaft hat sich zum Teil 
merkbar in der Taggeldprämie 
niedergeschlagen», konstatiert 
der LKV. Derselbe Fehler solle 
darum bei der Vaterschaftszeit 
nicht wiederholt werden. 

Befürchtung, dass die  
Lohnnebenkosten steigen 
Der jüngste Vorstoss des Bran-
chenverbands ist nicht ganz 
neu. Bereits im vergangenen 

Jahr, während der Vernehmlas-
sung zur geplanten Elternzeit, 
hat der LKV die Finanzierung 
zur Diskussion gestellt. Er gab 
zu bedenken, dass die Finanzie-
rung des neuen Vaterschaftsur-
laubs über die Krankentaggeld-
versicherung neue bzw. höhere 

Lohnnebenkosten für die hiesi-
gen Betriebe mit sich bringe. 
Zudem würde die Stellung der-
jenigen Betriebe, die Mütter 
und Väter beschäftigen, ver-
schlechtert, weil diese Leistun-
gen als Schadenssumme im 
Vertrag des jeweiligen Betriebs 

aufscheine und eine Erhöhung 
der Prämie folgen könnte. Auch 
damals schon pochte der Ver-
band auf das Argument, dass es 
sich bei Elternschaft nicht um 
eine Krankheit handle: «Die 
Betriebe beziehen keine Krank-
heits-, sondern Familienleis-

tungen.» Eine Finanzierung 
ausserhalb der Krankengeld-
versicherung würde hingegen 
das Ziel erreichen, dass zusätz-
liche Lohnnebenkosten für die 
Betriebe verhindert würden. 
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Väter sollen zwei Wochen 
bezahlte Vaterschaftszeit 
bekommen. Bild: Keystone


